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Stadt Stolberg (Rhld.)   

Niederschrift

über die Sitzung des Hauptausschusses
Sitzungskennziffer: XVI / 17
Tag der Sitzung: Dienstag, 07.12.2010

HASitzung Rathaus, Ratssaal

Dauer der Sitzung: 16:00 Uhr bis 17:30 Uhr
Unterbrechungen: keine
Anwesende: sh. beiliegende Anwesenheitsliste Anlage 1)

Vorsitz: Bürgermeister Ferdi Gatzweiler
Schriftführerin: Edith Janus-Braun

Tagesordnung:    
  
a) Feststellung der Beschlussfähigkeit

Bürgermeister Gatzweiler stellt fest, dass der Hauptausschuss beschlussfähig ist.

b) Feststellung der form- und fristgerechten Ladung sowie Unterrichtung der
Öffentlichkeit gemäß § 27 Abs. 2 der Geschäftsordnung für den Rat und die
Ausschüsse der Stadt Stolberg (Rhld.)

Bürgermeister Gatzweiler stellt weiter fest, dass die Einladung zu dieser Sitzung form-
und fristgerecht erfolgte und die Öffentlichkeit in geeigneter Weise gem. § 27 Abs. 2
der Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der Stadt Stolberg (Rhld.) über
Zeit und Ort der Sitzung sowie die Tagesordnung unterrichtet wurde. 

c) Beschlussfassung über die Tagesordnung:

Herr Bürgermeister Gatzweiler setzt im öffentlichen Sitzungsteil TOP A)

24. Finanzwirtschaftliche Entwicklung Haushalt 2010

ab, da die entsprechende Beratung bereits im HA am 09.11.2010 stattgefunden habe.

Weitere Änderungswünsche wurden nicht vorgetragen, so dass die Tagesordnung
einstimmig wie folgt abgewickelt wurde:
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A) Öffentliche Sitzung:

1. Beratung über die Weiterbehandlung von Anträgen:

a) Antrag der CDU-Fraktion vom 30.09.2010;
hier: Verkehrsberuhigung in den Straßen “Am Holderbusch” und “Am

Haselbusch”

b) Antrag der Fraktion Die LINKE vom 20.10.2010;
hier: Resolution des Rates zur Ablehnung der Laufzeitverlängerung für

Atomkraftwerke sowie zur Förderung und zum Ausbau erneuerbarer
Energien

c) Antrag der Fraktion Die LINKE vom 20.10.2010;
hier: Reale Bedarfsermittlung als Grundlage der Finanzausstattung durch das

Land

d) Antrag der CDU-Fraktion vom 25.10.2010;
hier: Erschließung der Häuser Josef-von-Görres-Straße 48-48c durch Anbrin-

gen eines Verkehrsspiegels auf der gegenüberliegenden Straßenseite

2. Erlass einer neuen Rechnungsprüfungsordnung

3. Erlass einer neuen Dienstanweisung für das Amt für Prüfung und Beratung der
Stadt Stolberg (Rhld.)

4. Abfallentsorgungsgebühren 2011;
hier: Erlass der neuen Gebührensatzung für die Abfallentsorgung

5. Änderung im Personalbestand Amt  80 („Tourismus“); 
hier: Einstellung eines Mitarbeiters / Mitarbeiterin in einem freiwilligen

Aufgabenbereich 

6. Zweckverband StädteRegion Aachen;
hier: Jahresabschluss zum 20.10.2009

7. Bereitstellung zusätzlicher Mittel für Honorarzahlungen

8. Bachufermauer Eisenbahnstraße (L 23);
hier: Öffentlich-rechtliche Vereinbarung

9. Beratung und Beschlussfassung über die Haushaltssatzung 2010/2011 -
a) Haushaltssicherungskonzept 2010-2014 im HA am 17.05.10 zu TOP A) 23.;
hier: Richtigstellung Abstimmungsergebnis eines Einzelbeschlusses

10. Durchführung teil- und unrentierlicher Investitionsmaßnahmen 2010 

11. Bürgerantrag zur Aufstellung einer Gedenkskulptur für Contergangeschädigte

12. Sach- und Dienstleistungen im Bereich Rettungsdienst;
hier:  Bereitstellung von überplanmäßigen Haushaltsmitteln
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13. Überörtliche Prüfung der Stadt Stolberg (Rhld.) von Oktober 2009 bis Januar 2010
durch die GPA;
hier: Sachstandsbericht über die Umsetzung 

14. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014;
hier: Sachstandsbericht von A 20/21

15. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier:  Personalsituation - GPA Bericht / Haushaltssicherungskonzept 

16. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier:  Benennung der bestehenden freiwilligen Vereinsmitgliedschaften

17. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier:  Auflistung der laufend bezogenen Printerzeugnisse

18. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier:  Erlass der 7. Nachtragssatzung vom ________ zur Hauptsatzung der Stadt

Stolberg (Rhld.) vom 01.07.1997;
hier: Änderung des § 15 - öffentliche Bekanntmachung

19. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier:  Volkshochschule

20. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier:  Fusion der Stadtbücherei (Seite 69 + 70 HSK)

21. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier:  Konzept zu städtischen Veranstaltungen (Seite 71 - 76 des HSK)

22. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier: Erläuterung der planungsrechtlichen Beurteilung sowie der weiteren

Vorgehensweise zu den Einzelbeschlüssen

23. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier: Sportplatzanlagen  - Erster Sachstandbericht zur planungsrechtlichen

Beurteilung der Anlagen

24. Finanzwirtschaftliche Entwicklung Haushalt 2010
Abgesetzt.

25. Abwassergebühren 2011;
hier: 2. Änderungssatzung zur Gebührensatzung vom 17.12.2008 zur jeweils

geltenden Entwässerungssatzung der Stadt Stolberg (Rhld.) sowie 
2. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Stolberg (Rhld.) über die
Entleerung der Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben vom 17.12.2008

26. Erstellung eines Versiegelungskatasters

27. 2. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Stolberg (Rhld.) über die Straßen-
reinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren vom 17.12.2009
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28. Bürgerhaushalt;
hier: Antrag der CDU-Fraktion vom 07.12.2009

29. Konjunkturpaket II;
hier: Touristische Beschilderung - zusätzliche Maßnahmen

30. Umbesetzung in verschiedenen Ausschüssen;
hier: Antrag der FDP-Fraktion vom 26.10.2010 zur Umbesetzung im

Jugendhilfeausschuss und im Beschwerdeausschuss

31. Sonstige U.I. von Fahrzeugen
hier: Bereitstellung von überplanmäßigen Haushaltsmitteln

32. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Geschäftsordnung des Rates;
Mitteilungen

B) Nichtöffentliche Sitzung:

1. Verkauf eines Baugrundstückes im Gebiet B-Plan 147 “Duffenter Straße”

2. Verkauf eines Baugrundstückes im Gebiet B-Plan 147 “Duffenter Straße”

3. Verkauf eines Baugrundstückes Dahlienweg

4. Spielplatz Dietrich-Bonhoeffer-Straße

5. Personalausstattung Amt für Finanzwesen;
hier: Abteilung Zahlungsabwicklung und Vollstreckung

6. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier:  Übersicht über die befristet Beschäftigten

7. Büroraumnutzung der ARGE in den Objekten  Grüntalstraße 5 und Kaiserplatz 

8. Seniorenwohn- und Sozialzentrum BetriebsführungsGmbH;
hier: Bestellung eines neuen Geschäftsführers

9. Kinderbetreuungsplan - Ausbau U-3 und Schaffung von integrativen Plätzen;
hier:  Neubau einer integrativen Kindertagesstätte Am Obersteinfeld /

Bergstraße

10. Verkauf von Ökopunkten als Ersatz für vertraglich vereinbarte Ausgleichs-
Maßnahmen

11. Verkauf eines Baugrundstückes im Gebiet B-Plan 121 “Mozartstraße”

12. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Geschäftsordnung des Rates;
Mitteilungen
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A) Öffentliche Sitzung:

1. Beratung über die Weiterbehandlung von Anträgen:

a) Antrag der CDU-Fraktion vom 30.09.2010;
hier: Verkehrsberuhigung in den Straßen “Am Holderbusch” und “Am

Haselbusch”

Beschluss:
Der Hauptausschuss verweist den Antrag der CDU-Fraktion vom 30.09.2010
einmütig zur weiteren Bearbeitung an die Verwaltung.

b) Antrag der Fraktion Die LINKE vom 20.10.2010;
hier: Resolution des Rates zur Ablehnung der Laufzeitverlängerung für

Atomkraftwerke sowie zur Förderung und zum Ausbau erneuerbarer
Energien

Derweil der CDU-Fraktionsvorsitzende Grüttemeier den Antrag formal und inhaltlich
ablehnt, begründet der SPD-Fraktionsvorsitzende Wolf die ablehnende Haltung mit der
Ingangsetzung des parlamentarischen Verfahrens und dem Bestreben der SPD-
geführten Landesparlamente, Verfassungsklage einreichen zu wollen. Für die Grünen
unterstützt deren Fraktionsvorsitzende Küpper die inhaltlichen Aussagen des Antrages,
lehnt aber eine Verweisung ebenfalls ab. Der FDP-Fraktionsvorsitzende Engelhardt
sieht in der Atompolitik eine notwendige Brückentechnologie und spricht sich gleichfalls
gegen die Verweisung des Antrages aus.

Hierauf beklagt der Fraktionsvorsitzende der Linken die ablehnende Haltung aller
Fraktionen und ruft in seinem Statement u.a. die ungeklärte Endlagerung und die sich
daraus ergebende Hypothek für zukünftige Generationen in Erinnerung. 

Alsdann steigt BM Gatzweiler in die Abstimmung über den Resolutionsantrag ein.
 
Beschluss:
Gegen die Stimme der Fraktion Die LINKE (1) lehnt der Hauptausschuss die
Verweisung des Antrages der Fraktion Die LINKE vom 20.10.2010 zur weiteren
Bearbeitung an die Verwaltung ab.

c) Antrag der Fraktion Die LINKE vom 20.10.2010;
hier: Reale Bedarfsermittlung als Grundlage der Finanzausstattung durch das

Land

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Wolf zeigt sich überzeugt, dass die finanzielle Notlage
der Kommunen mit drohender Überschuldung auf Landesebene erkannt und absehbar
geregelt werde. Hierdurch erübrige sich die Verweisung des Antrages. Für Ratsfrau
Küpper leidet Stolberg im Finanzbereich nicht unter einem Mangel an ermittelten
Zahlenwerken. Eine Verweisung trage sie daher auch nicht mit.

Der Fraktionsvorsitzende der LINKEN Prußeit bittet die Fraktionen inständig, ihre
Haltung zu überdenken und diesen einen Antrag seiner Fraktion an die Verwaltung zu
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verweisen.
Für die CDU-Fraktion trägt deren Vorsitzender Grüttemeier den Antrag, welchen er als
sinnvoll erachte, mit.
 
Beschluss:
Der Hauptausschuss lehnt die Verweisung des Antrages der Fraktion Die LINKE
vom 20.10.2010 mit 9 Stimmen (BM, SPD, FDP, Grüne) gegen 7 Stimmen (CDU,
LINKE) zur weiteren Bearbeitung an die Verwaltung ab.

d) Antrag der CDU-Fraktion vom 25.10.2010;
hier: Erschließung der Häuser Josef-von-Görres-Straße 48-48c durch Anbrin-

gen eines Verkehrsspiegels auf der gegenüberliegenden Straßenseite

Beschluss:
Der Hauptausschuss verweist den Antrag der CDU-Fraktion vom 25.10.2010
einmütig zur weiteren Bearbeitung an die Verwaltung.

2. Erlass einer neuen Rechnungsprüfungsordnung

Beschluss:
Auf einstimmige Empfehlung des Rechnungsprüfungsausschusses empfiehlt
der Hauptausschuss dem Rat ebenfalls einstimmig, die der Niederschrift als
Anlage 2) beigefügte Rechnungsprüfungsordnung zu beschließen. 

3. Erlass einer neuen Dienstanweisung für das Amt für Prüfung und Beratung der
Stadt Stolberg (Rhld.)

Beschluss:
Auf einstimmige Empfehlung des Rechnungsprüfungsausschusses empfiehlt
der Hauptausschuss dem Rat ebenfalls einstimmig, die der Niederschrift als
Anlage 3) beigefügte Dienstanweisung für das Amt für Prüfung und Beratung der
Stadt Stolberg (Rhld.) zu beschließen.

4. Abfallentsorgungsgebühren 2011;
hier: Erlass der neuen Gebührensatzung für die Abfallentsorgung

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig den Erlass der neuen
Gebührensatzung für die Abfallentsorgung in der Stadt Stolberg (Rhld.) für das
Jahr 2011 gemäß Anlage 4a) zur Niederschrift. Die der Niederschrift als Anlage
4b) beigefügte Gebührenbedarfskalkulation ist Bestandteil dieses Beschlusses.
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5. Änderung im Personalbestand Amt  80 („Tourismus“); 
hier: Einstellung eines Mitarbeiters / Mitarbeiterin in einem freiwilligen

Aufgabenbereich 

Für die FDP-Fraktion bekräftigt deren Vorsitzender Engelhardt, dass die Arbeit im
Bereich Kultur/Tourismus weiterhin mit drei geringfügig Beschäftigten (400,-- -Kräfte)
und einer auf 1 Jahr befristeten Sachbearbeiterstelle (30 Wochenstunden) zu
bewerkstelligen sein müsse. Er erhebt diese Forderung zum Antrag.

Der Fraktionsvorsitzende der LINKEN unterstützt den Verwaltungsvorschlag weiterhin
mit der Maßgabe, dass die Stellenbesetzung unbefristet erfolge. 

Auf Bitte von Ratsfrau Nießen erläutert BM Gatzweiler die jüngsten Gesprächser-
gebnisse mit der Kommunalaufsicht. Diese habe klar und deutlich herausgestellt, dass
sie keine unbefristeten Arbeitsverhältnisse genehmigen werde.

RM Grüttemeier, CDU, hält die in der Sitzung des Hauptausschusses am 09.11.2010
vorgebrachten Bedenken seiner Fraktion aufrecht. Die CDU-Fraktion unterstütze den
FDP Vorschlag.

Alsdann steigt BM Gatzweiler in den Abstimmungsprozess ein und lässt zunächst über
den Antrag der FDP-Fraktion [Einsatz einer auf 1 Jahr befristeten Sachbearbeiterstelle
(30 Wochenstunden) und Einsatz von drei geringfügig Beschäftigten (400,-- -Kräfte)]
abstimmen:

Beschluss:
Der Hauptausschuss lehnt die empfehlende Zustimmung an den Rat zum Antrag
der FDP-Fraktion auf Einsatz einer auf 1 Jahr befristeten Sachbearbeiterstelle (30
Wochenstunden) und Einsatz von drei geringfügig Beschäftigten (400,-- -Kräfte)
mit 9 Stimmen (BM, SPD, Grüne, LINKE) gegen 7 Stimmen (CDU, FDP) ab.
Damit ist der Antrag der FDP-Fraktion abgelehnt.

- - - - -

Im Anschluss daran lässt BM Gatzweiler über den Antrag der Fraktion Die LINKE
(Zustimmung zum Verwaltungsvorschlag mit der Maßgabe, dass Mitarbeiter unbefristet
eingestellt werden) abstimmen:

Beschluss:
Der Hauptausschuss lehnt die empfehlende Zustimmung an den Rat zum Antrag
der Fraktion Die LINKE zur unbefristeten Einstellung der Mitarbeiter im Bereich
Kultur / Tourismus mit 15 Stimmen (BM, SPD, CDU, FDP, Grüne) gegen 1 Stimme
(LINKE) ab.
Damit ist der Antrag der Fraktion Die LINKE abgelehnt.

- - - - -

Zum Schluss stellt der Bürgermeister den Beschlussvorschlag der Verwaltung aus der
Vorlage vom 04.11.2010 (HA 09.11.10) zur Abstimmung:

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat mit 8 Ja-Stimmen (BM, SPD, B’90/Grüne)
und 8 Nein-Stimmen (CDU, FDP, LINKE) wie folgt zu beschließen:
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1. Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat zu beschließen/ der Rat beschließt,
dass die bisher bis zum 30.11.2010 befristete Sachbearbeiter-Stelle (30
Wochenstunden) für den Bereich Kultur/Tourismus (freiwilliger Bereich)
durch eine Vollzeitstelle (39 Stunden/Woche) ersetzt wird. Die Einstellung
erfolgt befristet auf 3 Jahre, die Eingruppierung erfolgt in die Entgeltgruppe
9 TVöD.

2. Es wird nur 1 Vertrag der geringfügig Beschäftigen im Tourismus-Bereich
um 3 Jahre verlängert.  Die übrigen 3 geringfügigen Beschäftigungsver-
hältnisse entfallen zum Jahresende.

Insgesamt werden die Personalkosten gesenkt. 

Der Beschluss ergeht vorbehaltlich der Zustimmung der Kommunalaufsicht
zu diesen Maßnahmen im Personalbereich. 

Hauptausschuss und Rat der Stadt nehmen in diesem Zusammenhang
zustimmend zur Kenntnis, dass die Summe der freiwilligen Leistungen
hierdurch belastet wird.

Durch die Stimmengleichheit ist der Beschlussvorschlag der Verwaltung ebenfalls
abgelehnt. Hierauf stellt BM Gatzweiler fest, dass es im Bereich Kultur/Tourismus beim
Ist-Zustand bleibt.  

6. Zweckverband StädteRegion Aachen;
hier: Jahresabschluss zum 20.10.2009

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig, folgende Beschlüsse zu
fassen:

1. Er stellt den von der örtlichen Rechnungsprüfung der StädteRegion Aachen
geprüften und mit uneingeschränktem Bestätigungsvermerk versehenen
Jahresabschluss und Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2009 fest und
entlastet den ehemaligen Verbandsvorsteher für das Jahr 2009.

2. Er beschließt, den Jahresfehlbetrag in 2009 i.H.v. 62.196,97  mit dem
Gewinnvortrag aus Vorjahren in Höhe von 13.611,67  zu verrechnen und zur
Deckung des darüber hinausgehenden Fehlbetrages auf das bilanziell
festgestellte Eigenkapital (insg. 51.310,54 ) zurückzugreifen. Das zum
Abschlussstichtag 20.10.2009 zu verzeichnende Eigenkapital i.H.v. 2.725,24
 fließt entsprechend der öffentlich rechtlichen Vereinbarung dem Haushalt

der StädteRegion Aachen zu. 

7. Bereitstellung zusätzlicher Mittel für Honorarzahlungen

Beschluss:
Der Hauptausschuss beschließt einstimmig, für die Aufwendungen von
Honoraren für die Dozenten im Integrations- und VHS-Bereich Mittel in Höhe von
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insgesamt 16.000,–  zusätzlich bei Produkt 1.25.04.01, Aufwandskonto 5019000,
Auszahlungskonto 7019000 bereitzustellen.

8. Bachufermauer Eisenbahnstraße (L 23);
hier: Öffentlich-rechtliche Vereinbarung

Für die Fraktion Die LINKE, fordert deren Vorsitzender Prußeit bei der Ausschreibung
darauf zu achten, dass
- für die Arbeiten keine sog. 1-Euro-Kräfte eingesetzt werden und
- die Firmen ihrer Mitarbeiter nach Tarifvertrag entlohnen.

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig, die öffentlich-rechtliche
Vereinbarung mit dem Landesbetrieb Straßen NRW zur Sanierung der
Bachufermauer Eisenbahnstraße (L 23) und zur Kostenteilung hierzu zu
beschließen.

9. Beratung und Beschlussfassung über die Haushaltssatzung 2010/2011 -
a) Haushaltssicherungskonzept 2010-2014 im HA am 17.05.10 zu TOP A) 23.;
hier: Richtigstellung Abstimmungsergebnis eines Einzelbeschlusses

Beschluss:
Der Hauptausschuss stellt einstimmig mit der heutigen Beschlussfassung das
Abstimmungsergebnis der Einzelbeschlussfassung zu TOP A) 23. “Beratung und
Beschlussfassung über die Haushaltssatzung 2010/2011; a) Haushalts-
sicherungskonzept 2010-2014" Gebühren für Straßenreinigung / Winterdienst:
Seite 79 des HSK aus der Niederschrift der die Sitzung des Hauptausschusses
vom 17.05.2010 wie folgt richtig:

Der Hauptausschuss fasste den Beschluss mit 10 Dafür-Stimmen (BM, SPD,
FDP, B’90/Grüne, LINKE) und 6 Dagegen-Stimmen (CDU).

10. Durchführung teil- und unrentierlicher Investitionsmaßnahmen 2010 

Beschluss:
Der Hauptausschusses empfiehlt dem Rat einstimmig:
1) Die Entscheidungen der Kommunalaufsicht vom 11.11.2010 und 24.11.2010

werden einmütig zur Kenntnis genommen.
2) Die in der Vorlage aufgeführten Investitionen werden durchgeführt.

11. Bürgerantrag zur Aufstellung einer Gedenkskulptur für Contergangeschädigte

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Wolf meldet hinsichtlich der Standortfindung weiteren
Beratungsbedarf an und beantragt die Vertagung des Tagesordnungspunktes auf die
Januar-Sitzung von Hauptausschuss und Rat. Diesem Vorschlag schließt sich der
Ausschuss einmütig an, so dass BM Gatzweiler über den Vertagungsantrag
abstimmen lässt:
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Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig die Beratung und
Beschlussfassung zu diesem Top auf die Januar-Sitzungen am 18.01.2011 zu
vertagen.

12. Sach- und Dienstleistungen im Bereich Rettungsdienst;
hier:  Bereitstellung von überplanmäßigen Haushaltsmitteln

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig die Bereitstellung der
Haushaltsmittel bei dem Deckungskreis 52 - Sach- und Dienstleistungen -,
Produkt 1.12.07.01 - Rettungsdienst -, für die Zahlungen der Leitstellengebühr an
die StädteRegion Aachen (Aufwandskonto/Auszahlungskonto 5237000/7237000)
und der Gebührenpauschalen aufgrund der durchgeführten Rettungstransporte
an die DRK Rettungsdienst gGmbH Kreis Aachen (Aufwandskonto /
Auszahlungskonto 5291000/7291000) in Höhe von 67.500,00 .

13. Überörtliche Prüfung der Stadt Stolberg (Rhld.) von Oktober 2009 bis Januar 2010
durch die GPA;
hier: Sachstandsbericht über die Umsetzung 

Den SPD-Fraktionsvorsitzenden Wolf stört auf Seite 1 der Vorlage der Satz “Lediglich
in nachstehend aufgeführten Punkten ergibt sich noch weiterer Beratungsbedarf.” 

Er bittet, den TOP im März 2011 erneut auf die Tagesordnung von HA und Rat zu
setzten und dann einen Status Quo im Hinblick auf die gesamten  -von der Gemeinde-
prüfungsanstalt empfohlenen Maßnahmen- vorzulegen. Hierin wünsche er weniger die
Beschreibung der Probleme, sondern die Darlegung des tatsächlichen Sachstandes.
Dies gelte auch für den nachfolgenden Sachstandsbericht zum HSK.

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig, den Sachstandsbericht der
Verwaltung bezogen auf die Umsetzung des Prüfberichtes der GPA über die
Prüfung der Stadt Stolberg (Rhld.) in der Zeit von Oktober 2009 bis Januar 2010
auf die Sitzungen von Hauptausschuss und Rat im März 2011 zu vertagen.

14. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014;
hier: Sachstandsbericht von A 20/21

Auch zu diesem TOP bittet der SPD-Fraktionsvorsitzende Wolf für die März-Sitzung
von HA und Rat um eine detaillierte Vorlage, aus der der Status Quo zum gesamten
HSK ersichtlich werde. Ihm gehe es nicht um die Problembeschreibung, sondern um
die Darlegung des tatsächlichen Sachstandes.

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig die Vertagung
Beschlussfassungen auf die Märzsitzungen von HA und Rat.
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15. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier:  Personalsituation - GPA Bericht / Haushaltssicherungskonzept 

Zur Personalsituation und den in der Vorlage dargelegten Einsparungen vertritt der
CDU-Fraktionsvorsitzende Grüttemeier eine andere Auffassung und verweist in diesem
Zusammenhang auf seine detaillierten Ausführungen zum HSK am 17./18.05.2010 in
Hauptausschuss und Rat.

Hierauf  informiert BM Gatzweiler die Ausschussmitglieder über ein Gespräch bei der
StädteRegion am 06.12.2010 mit den Herren Hartmann (StädteRegion) und Mölders
(Abteilungsleiter GPA). Quintessenz sei, dass die GPA der Stadt ein Angebot für eine
Personaluntersuchung unterbreiten werde.

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig, die Ausführungen der
Verwaltung zur Kenntnis zu nehmen.

16. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier:  Benennung der bestehenden freiwilligen Vereinsmitgliedschaften

Für die CDU-Fraktion beantragt deren Vorsitzender Grüttemeier mit Hinweis auf
Fragen zu Einzelnmitgliedschaften die Vertagung des Tagesordnungspunktes auf eine
spätere Sitzung. Im Nachgang zur Sitzung reicht er nachfolgende Auflistung ein:

“Die Verwaltung wird gebeten zu folgenden Mitgliedschaften die gezogenen Nutzen
und die Vorteile der Mitgliedschaft detaillierter darzulegen:

1) KGST Köln 
2) Forum Baulandmanagement
3) UVP Gesellschaft
4) PHÖNIX gGmbH Feuerwehrtagungs- und Erholungszentrum NRW
5) Arbeitsgemeinschaft Historische Ortskerne in NRW
6) Arbeitsgemeinschaft Historische Stadtkerne in NRW
7) Rheinischer Verein für Denkmalpflege
8) Waldbesitzerverband
9) Wald und Holz Eifel e.V.”

Nachträgliche Mitteilung der Verwaltung: 
Die übrigen Fraktionen  wurden zwischenzeitlich schriftlich gebeten, ihren zusätzlichen
Informationsbedarf -sofern vorhanden- ebenfalls mitzuteilen. 

Alsdann lässt BM Gatzweiler über den Vertagungsantrag abstimmen:

Beschluss:
Der Hauptausschuss vertagt den TOP einstimmig auf eine spätere Sitzung des
Ausschusses.
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17. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier:  Auflistung der laufend bezogenen Printerzeugnisse

Auch zu diesem Tagesordnungspunkt bittet der CDU-Fraktionsvorsitzende Grüttemeier
um Überarbeitung der Verwaltungsvorlage. Er beantragt die Vertagung des
Tagesordnungspunktes. 
Zur Kostenreduzierung schlage er u.a. folgende Prüfung vor:

- Intensivere Nutzung von Online-Angeboten
- Überprüfung Notwendigkeit zur Nutzung gleicher Gesetzestexte und

dazugehöriger Kommentare in verschiedenen Ämtern
Am Beispiel der Gemeindeordnung NRW stellt er heraus, dass diese in
unterschiedlichen Amtsbereichen zu Kosten von 10 bis 110  einschl. Kommentar
bezogen werde. Hier fragt er, wieso es zu den finanziellen Diskrepanzen komme
könne.

- Zentrale Vorhaltung der Gesetze / Kommentare

Der Vertagungsantrag findet breite Zustimmung, so dass BM Gatzweiler hierüber
abstimmen lässt:

Beschluss:
Der Hauptausschuss vertagt den TOP einstimmig auf eine spätere Sitzung des
Ausschusses.

18. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier:  Erlass der 7. Nachtragssatzung vom ________ zur Hauptsatzung der Stadt

Stolberg (Rhld.) vom 01.07.1997;
hier: Änderung des § 15 - öffentliche Bekanntmachung

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig, die der Niederschrift als
Anlage 5) beigefügte 7. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Stolberg
(Rhld.) vom 01.07.1997 zu erlassen.

19. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier:  Volkshochschule

Den Ausschussmitgliedern wurden die bei Vervielfältigung der Vorlage nicht mit
gedruckten Seiten 7 und 8 ausgehändigt -Anlage 6) zur Niederschrift-.

Für die CDU-Fraktion unterstreicht deren Vorsitzender Grüttemeier die Notwendigkeit
zur Bezuschussung der beruflichen Weiterbildung. Da hierzu jedoch bei weitem nicht
alle Angebote der VHS gehören, fordere seine Fraktion eine dezidierte Erfassung der
pflichtigen (Pflichtangebot) und der freiwillig ins Programm genommenen Kurse.
Außerdem möchte er -bezogen auf die jeweiligen Kurse- das Nutzungsverhalten von
Jugendlichen ausgewertet wissen.
Die CDU-Fraktion wolle die berufliche Weiterbildung fortdauernd subventionieren. Eine
Subventionierung der darüber hinaus gehenden Angebote, mit Ausnahme der Kurse,
die von Jugendlichen besucht würden, lehne er jedoch ab.
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Den SPD-Fraktionsvorsitzenden Wolf interessiert, welche Konsequenzen die
Verwaltung aus den heute vorgelegten Zahlen ziehen werde. Wo sei die Erhebung
kostendeckender Gebühren zumutbar. Hierzu erwarte er von der Verwaltung bis zur
März-Sitzung Vorschläge. 

Ratsfrau Nießen interessieren die Synergieeffekte, die sich durch die
Zusammenlegung mit der VHS Eschweiler ergeben könnten. Hier spreche sie speziell
die Overhead-Kosten an. Sie bittet die Verwaltung, mögliche Schwierigkeiten im
Vorfeld auszuloten und um Erarbeitung einer konkreten Analyse bis zur Märzsitzung.

Für die Fraktion Die LINKE lehnt deren Vorsitzender Prußeit Gebührenerhöhungen aus
grundsätzlichen Erwägungen ab. Kultur müsse den benachteiligten Schichten der
Gesellschaft als integraler Bestandteil erhalten bleiben.

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorlagen, stieg BM Gatzweiler in die
Beschlussfassung (Vorlage wird zur Kenntnis genommen, bis zur März-Sitzung von HA
und Rat Beantwortung der aufgeworfenen Fragen) ein:

Beschluss:
Der Hauptausschuss nimmt die Vorlage zur Kenntnis und beauftragt die
Verwaltung einstimmig, die in der Sitzung aufgeworfenen Fragen bis zur März-
Sitzung von Hauptausschuss und Rat in einer neuen Vorlage zu beantworten.

20. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier:  Fusion der Stadtbücherei (Seite 69 + 70 HSK)

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig, die Ausführungen der
Stadtverwaltung zur Kenntnis zu nehmen und zu beschließen, dass eine Fusion
der Bücherei mit einer anderen Stadtbücherei aufgrund ausbleibender
Einspareffekte derzeit nicht weiter verfolgt wird. 

21. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier:  Konzept zu städtischen Veranstaltungen (Seite 71 - 76 des HSK)

Bürgermeister Gatzweiler informiert den Hauptausschuss, dass  der Fachbereichsleiter
das entsprechende Zahlenmaterial in der Ratssitzung vortragen werde. Hiermit
erklären sich die Ausschussmitglieder einverstanden.

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig,  das im Sachverhalt
erläuterte Konzept zur Durchführung städtischer Veranstaltungen zur Kenntnis
zu nehmen und die Verwaltung zu beauftragen, bis zu einer anders lautenden
Beschlussfassung entsprechend zu verfahren sowie die Ratsgremien zeitnah zu
informieren, falls sich das Konzept als nicht tragfähig erweist.

Der HA empfiehlt dem Rat weiter einstimmig, die notwendigen Haushaltsmittel
jeweils zum Jahresende für das folgende Jahr zur Verfügung zu stellen.



14

22. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier: Erläuterung der planungsrechtlichen Beurteilung sowie der weiteren

Vorgehensweise zu den Einzelbeschlüssen

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig, die Ausführungen der
Verwaltung zur Kenntnis zu nehmen.

23. Haushaltsicherungskonzept 2010 bis 2014 - Sachstandsbericht;
hier: Sportplatzanlagen  - Erster Sachstandbericht zur planungsrechtlichen

Beurteilung der Anlagen

Ratsfrau Nießen begrüßt die Vorlage. In Punkto angestrebter Vereinsfusionen richtet
sie an die Verwaltung die Bitte, den Inhalt der Vorlage mit den Fußballvereinen zu
kommunizieren. Dies auch vor dem Hintergrund, dass die örtlichen Politiker immer
wieder von Vereinsvertretern zu möglichen Fusionen und deren sportlichen
Perspektiven befragt würden (wie, wann, wo neuer Sportplatz, Aus- oder Neubau der
Infrastruktur möglich).

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig, die Ausführungen der
Verwaltung zur Kenntnis zu nehmen.

24. Finanzwirtschaftliche Entwicklung Haushalt 2010

Der TOP wurde von der Verwaltung abgesetzt.

25. Abwassergebühren 2011;
hier: 2. Änderungssatzung zur Gebührensatzung vom 17.12.2008 zur jeweils

geltenden Entwässerungssatzung der Stadt Stolberg (Rhld.) sowie 
2. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Stolberg (Rhld.) über die
Entleerung der Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben vom 17.12.2008

Für die CDU-Fraktion lehnt deren Vorsitzender Grüttemeier den Beschlussvorschlag
der Verwaltung mit Hinweis auf seine Ausführungen in Sachen Befliegung zum
nachfolgenden Tagesordnungspunkt A) 26. “Erstellung eines Versiegelungskatasters”
ab.

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat mit 9 Ja-Stimmen (BM, SPD, FDP,
Grüne) und 7 Nein-Stimmen (CDU. LINKE) die 2. Nachtragssatzung zur
Gebührensatzung vom 17.12.2008 [Anlage 7a) zur Niederschrift] zur jeweils
geltenden Entwässerungssatzung der Stadt Stolberg (Rhld.) sowie die 2.
Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Stolberg (Rhld.) über die Entleerung
der Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben vom 17.12.2008 [Anlage 7b) zur
Niederschrift] zu beschließen.
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26. Erstellung eines Versiegelungskatasters

Der CDU-Fraktionsvorsitzende Grüttemeier zeigt sich grundsätzlich mit der Erstellung
des Versiegelungskatasters einverstanden. Seine Fraktion sehe allerdings
Einsparpotential und vertraue deshalb auf die realistische Selbstauskunft der
Grundstückseigentümer in puncto versiegelter Grundstücksflächen. Hierdurch könne
auf die kostenträchtige Erstellung der Luftbilder verzichtet und die Mittelbereitstellung
von 200.000,–  gesenkt werden. Dies wirke sich dann auch auf die Gebühren aus.

Herr Braun, FB 2, informiert den Hauptausschuss, dass die StädteRegion die Bilder
kostenfrei zur Verfügung stelle. Die Mittelbereitstellung beinhalte die Auswertung der
vorliegenden Bilder sowie die anschließende Verwaltungsarbeit (Anschreiben der
Grundstückseigentümer, Auswertung der Antworten, Telefonhotline, Klären von
Unstimmigkeiten usw.). Dies sei mit erheblichem Verwaltungsaufwand verbunden. 

Weiter geht er in Bezug auf die Selbstauskunft darauf ein, dass bei einer
stichprobenartigen Überprüfung im Zusammenhang mit hydraulischen Berechnungen
in Breinig Abweichungen von bis zu 30% nach unten festgestellt wurden.

RM Grüttemeier bittet, bis zur nachfolgenden Ratssitzung um eine Kostengegenüber-
stellung bei reiner Selbstauskunft durch die Grundstückseigentümer und Auswertung
der Überfliegungsdaten.

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat mit 9 Ja-Stimmen (BM, SPD, FDP,
Grüne) und 7 Nein-Stimmen (CDU. LINKE), die Ausführungen der Verwaltung zur
Erstellung eines Versiegelungskatasters durch Neuermittlung der bebauten /
befestigten Grundstücksflächen zur Kenntnis zu nehmen und stellt für das
Haushaltsjahr 2011 die erforderlichen Mittel in Höhe von 200.000,–  bereit.

27. 2. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Stolberg (Rhld.) über die Straßen-
reinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren vom 17.12.2009

RM Grüttemeier, CDU, beantragt, die Vorlage ohne Beschlussempfehlung an den Rat
zu verweisen. Diesem Ansinnen schließen sich die übrigen Ratsmitglieder an. 

Beschluss:
Der Hauptausschuss verweist den TOP einmütig ohne Beschlussempfehlung an
den Rat.

28. Bürgerhaushalt;
hier: Antrag der CDU-Fraktion vom 07.12.2009

Der CDU-Fraktionsvorsitzende Grüttemeier kann mit dem Beschlussvorschlag gut
leben. Bezogen auf die inhaltliche Gestaltung der Vorlage hätte er sich vom Kämmerer
jedoch eine positivere Grundhaltung zu diesem Instrument gewünscht.

Der Fraktionsvorsitzende der LINKEN, Prußeit, unterstützt die Vorlage ebenfalls. Er
möchte dem Bürger jedoch die Möglichkeit geben, gestaltend mitzuwirken und 1 a) des
Beschlussvorschlages wie folgt formuliert wissen:
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a) Pressekonferenz zur Darstellung des Projektes und Aufruf an die Bürger zur
Beteiligung.

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Wolf lehnt diesen Vorschlag energisch ab. Hierdurch
werde dem Bürger sprichwörtlich Sand in die Augen gestreut. Ihm werde suggeriert,
dass Dinge machbar sein könnten, von denen jeder wisse, dass sie aufgrund der
Haushaltslage nicht umzusetzen seien. In den nächsten Jahren gelte es, den Haushalt
zu konsolidieren, wozu auch die Bürger gefordert seien. Seine Fraktion trage den
Beschlussvorschlag der Verwaltung daher ohne Einschränkungen mit.

Den Ausführungen von RM Wolf schließt sich RM Grüttemeier vollinhaltlich an.

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig:
Die Verwaltung wird unter Berücksichtigung der in der Vorlage dargestellten
Erfahrungen anderer Städte und der Finanzsituation Stolbergs beauftragt, die im
Sachverhalt beschriebene nutzerfreundliche Internetvariante des Bürgerhaus-
halts in folgenden Schritten zu realisieren:

1) bis spätestens Ende März 2011:
a) Pressekonferenz zur Darstellung des Projektes und Aufruf an die Bürger

zur Beteiligung mit der Vorgabe, dass ausschließlich Konsolidierungs-
vorschläge berücksichtigt werden können. 
Vorschläge die zu Mindereinnahmen oder Mehrausgaben führen, haben
keine Chance auf Realisierung.

b) Einstellung aller Informationen zum Bürgerhaushalt ins Internet.
c) Auslegung Informationsgrundlage in Papierform.

2) Bis zum 30.06.2011 eingegangene Bürgervorschläge werden in der Sitzung
vor den Sommerferien HA bzw. Rat vorgelegt. Sie haben die Möglichkeit, die
Verwaltung mit der Berücksichtigung der Bürgervorschläge im Haushalt  für
2012 rechtzeitig zu beauftragen.

3) Unabhängig von dem o.g. Zeitplan sollen die Einstellungen ins Internet bzw.
die Auslegung der Informationen für die Bürger in Papierform eine
Dauereinrichtung sein. Ebenso die Möglichkeit für die Bürger,
Konsolidierungsvorschläge zu machen.

4) Im ersten Quartal 2012 wird die Verwaltung in einer Vorlage die Erfahrungen
mit dem Bürgerhaushalt  auswerten und Vorschläge für eine
Weiterentwicklung des Projektes unterbreiten.

29. Konjunkturpaket II;
hier: Touristische Beschilderung - zusätzliche Maßnahmen

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig die Finanzierung der
nachfolgenden Maßnahmen aus dem Konjunkturpaket II zu beschließen:

• Ergänzung der „Begrüßungsbeschilderung“ durch „Verabschiedungs-
schilder“ (zusätzlich Bedruckung der Rückseiten)
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• Zusätzlich: Beschilderung der „Stolberger Vennbahnroute“ für den
Freizeit-Radverkehr

30. Umbesetzung in verschiedenen Ausschüssen;
hier: Antrag der FDP-Fraktion vom 26.10.2010 zur Umbesetzung im

Jugendhilfeausschuss und im Beschwerdeausschuss

Beschluss:
Auf Antrag der FDP-Fraktion vom 26.10.2010 empfiehlt der Hauptausschuss dem
Rat einstimmig folgende Umbesetzungen vorzunehmen:

Jugendhilfeausschuss:
Anstelle des zurückgetretenen stv. Ausschussmitgliedes, Herrn Rudolf Steltjes,
wird nunmehr Frau Annemarie Schreiber, Galmeistr. 12, 52223 Stolberg als stv.
Mitglied von Herrn Ludwig Roßbach in den Jugendhilfeausschuss bestellt.

Beschwerdeausschuss:
Anstelle des zurückgetretenen Ausschussmitgliedes, Frau Astrid Heinen, wird
nunmehr Frau Gisela Wentzler, Auf dem Königreich 25, 52224 Stolberg als
ordentl. Mitglied in den Beschwerdeausschuss bestellt.

Anstelle des zurückgetretenen stv. Ausschussmitgliedes, Herrn Christian
Dietrich wird nunmehr Herr Jan Wawrzyniak, Hostetstr. 144, 52224 Stolberg als
Stellvertreter von Frau Wentzler in den Beschwerdeausschuss bestellt.

31. Sonstige U.I. von Fahrzeugen
hier: Bereitstellung von überplanmäßigen Haushaltsmitteln

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig die Bereitstellung der
Haushaltsmittel bei dem Deckungskreis 52 - Sach- und Dienstleistungen -,
Aufwandskonto/Auszahlungskonto 5251300/7251300 - Sonstige U.I. von
Fahrzeugen (Fahrzeuge Rettungsdienst/Feuerwehr)  in Höhe von 16.500,00  zu
beschließen.

32. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Geschäftsordnung des Rates;
Mitteilungen

32.1 BM Gatzweiler informiert den Hauptausschuss über einen Grundsatzbeschluss
der Gesellschafterversammlung der EWV. Hiernach stehe die Gründung einer
Gesellschaft im Bereich der Erneuerbaren Energien an, an der die Kommunen
auch beteiligt werden sollen. Nähere Informationen hierzu folgen.
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B) Nichtöffentliche Sitzung:

........

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorlagen, schloss Herr Bürgermeister
Gatzweiler die Sitzung um 17.40 Uhr.

Ferdi Gatzweiler Edith Janus-Braun
Bürgermeister Schriftführerin

Der Niederschrift sind folgende Anlagen beigefügt:

Anlage 1) Anwesenheitsliste
Anlage 2) Rechnungsprüfungsordnung zu TOP A) 2.
Anlage 3) DA für das Amt für Prüfung und Beratung zu TOP A) 3.
Anlage 4a) Gebührensatzung Abfallentsorgung zu TOP A) 4.
Anlage 4b) Gebührenbedarfskalkulation  zu TOP A) 4.
Anlage 5) 7. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung vom  01.07.1997 zu TOP A) 18.
Anlage 6) Tischvorlage zu TOP A) 19.
Anlage 7a) Entwässerungssatzung zu TOP A) 25.
Anlage 7b) Satzung über Entleerung Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben zu

TOP A) 25.
Anlage 8) Anstellungsvertrag zu TOP B) 8.




































































